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A n fr a g e b 8 an t w 0 r tun g 

Die Abgeordneten Diple-Ing. Pius F i n k und Genossen haben am 
90 Dezember 1959 an die Bundesregierung eine Anfrage, betreffend die ;;.ufh,übung 
der Ministerratsbeschlüsse ;vom 30.8.1949 und 14.3.1950 (betreffend Hintan­
haltung der Heranziehung von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft für 
öffentliche Bauarbeiten) gerichtet. Namens der Bundesrggierung hat Bundes­
kanzler Ing .. Raa b diese Anfrage ,vi e folgt b oantwo rtet: 
(Die gleichlautende Antwort auf die Anfrage der Bundesräte Schreiner und 
Genossen haben wir auf deB 1. und 2. Beiblatt unserer heutigen iiusgabe 
veröffentlicht.) , 

"Dor Ministerrat hat in seiner Sitzung am 30.August 1949 über ausdrück-

lichen Wunsch landwirtschaftlicher Kreise und des Bundesminist eriums für Land­

und Forstwirtschaft beschlossen$ bei Vergebung öffentlicher Arbeiten die 

Auftragnebmor in den Vergebungsbestimmungen zu verpflichten, bei d er Durch­

führung der Aufträge keine landwirtschaftlichen J.;.rbeitskräfte heranzuziehen, 

sonelern nur solche~ß.rbeitskräfte zu verwenden 9 die ständig dem Kreise der 

industri811en und gewerblichen Arbeiterschaft angehören und auch dort ver­

sicherungszuständig sind? die gleiche Verpflichtung hat der IUnisterrat für 

die Aufnahme von Arbeitskräften bei anderen öffentlich-rechtlichen Dienst­

stellen und für die v",rstaatlichten Betriebe festgelegt. 

Die äusserst günstige Beschäftigungslage in der Bauwirtschaft und die 

fortschrc:litende Technisierung der Landwirtschaft lassen nun den dauernden Aus­

schluEls landwirtschaftlicher Lrbeitskräft e aUS der Bauwirt schaft und bei der 

Aufnahme von J~rboi tskräften D(:i ancLerc:n öfLm-f::lich-rechtlichen Dienststellun 

und fü.r die verstaatlichten Betriebe nicht mehr 'gereehtfertigt erscheinen. 

l~ussel'dem wird dieser M:inisterratsbeschluss von den Land- und Forstarbeitern 

als eine Diskriminierung und als Verstoss gegen das durch die Verfassung ge'-
, 

währlGistete Recht der freien Erwerbstätigkoi t angüsehen. Der Minist errat hat 

daher in seiner Sitzung am 3. Mai 1950 den Ministerratsboschluss vom 

30~ ll.ugust 1949 aufgehoben. 

Hinsichtlich des Ministe rratsbeschlusses vom 14. März 1990 st elle 

ich zunächst fest 9 dass durch diesen keine Diskriminierung der Land- und Forst-. 

arboiter orfolgt. Dieser Ministerratsbeschluss bestimmt lediglich 9 dass all e 

Ihenststellen d'JS Bundes verpflichtet sind 9 l.l.rbeitskräfte für Bauarbeiten9 

ehE' in Eigenregie durchgeführt ·werden) bei den .iirbi.ü tsämt ern anzufordern und 

eine glGiche Verpflichtung bei Vergebung von Bauarbeiten den 1..uftragnehmern 

:LI) den Vergebu::J.gsbestimmungen aufzuerlegen. ])en Landeshauptleuten wurde im 

Wego dos Bundesminist eriums für Inneres empfohlen, eine gleiche Regelung für 

eLle Di'3Ylststellen des Landes zu treffen. 
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Durch den Ministerratsbeschluss vom 14. März 1950 soll erreicht ·werden,. 

dass bei Bauvorhab en, die aus öffentlichen Mi tt eln (Bundes-] Landes- 0 der Ge­

meindemitteln) (öder aus I'Ii tteln d0r verstaatlichten Industrie finanziert wer-­

den, in erster Linie _/J.rbeit skräfte beschäfti gt worden 9 die bei den Arb Gi t s-· 

ämtern im Bezuge des Arbeitslosengeldes oder der Notstandshilfe stehen. Dazu 

gehören auch die arbeitslosen Land- und Forstarbeit"r. Infolge der dauernden 

Hochkonjunktur i~ Baugewerbe und der starken Nachfrage nach Arbeitskräften 

haben die Arbeitsämter in den lstzten Jahren in grösseTer Zahl arbeitslose 

Land- uncl Forstarbeiter zu öffe·ntlichen Arbeiten zugovviesen. Schon aUs ört­

lichen Gründen mussten bei strassen-, Fluss- und Wegbauten arbeitslose Land­

arbeiter zu solchen Arbeiten vermit~elt werden. 

Gegen die Aufhebung des Ministerratsbeschlusso·s sprechen me:1rfache Gründe: 

Zunächst kann man den Behörden. Ämtern und Verwal tungsstellon eles Bundes 
I . 

sowie den vom Bund vervval teten Betrieben, Unt .:;;rnehmungen 9 Anstal ten~ Stiftun·-

gen und Fonds, so~vie Unt ernehmungen, deren Geschäftsanteil sich zur GänzG 0 der 

zum überwiegenden Teil im Besitze des Bundes befindet 9 ·wohl zumuten, dass sie 

die für Bauarbeiten erforderlichen Arbeitskräfte beim .b.rbeitsamt anfordern 

und zunächst solche 11.rb0itskräfte einst ellen, die d-clrch den Bezug des A:.~l)3i ts-· 

losengeldes oder der Notstandshilfe öffentliche Mittel b elasten" Dieser mit 

dem vorgenanntenMinisterratsbeschluss verfolgte Zweck trifft angesichts der 

b.esonders in den Wintermonaten hohen Z&"'11 von Arbeitslo sen jedenfalls noch zu. 

Aber auch in den für den Jubeitsmarkt gü.nstigen Nlonaten gibt es noch genügend 

Bezieher von il.rbei tsll") sEmgeld "lend Not standshil fe, deren Unterbrilgung nu:c clsnn 

möcslich ist, wenn die Dienststellen des Bundes uno. der Länder die für die 

l1.usführung der Bauarbeiten erforderlichen L.rbe i tskräfte beim Arb eH .samt an­

fordern. Des vveiteren wird durch den Ninisterratsb8schluss auch heute noch 

bis zu einem gevvissen Grade erreicht, dass die 1~rb8its[;~mtc;r bei de:c Zuweisung 

von Arbeitskräften den .Lrbeitskräftebedarf der LandvJirtschaft: noch berLi..cksich:,-, 

tigen können5 

Ich möchte noch darauf v':3rweisen, dA.ss vor 1938 das llrbeitslosenver­
sicherungsgesetz 1920 im llrtikel 8 der 27 u ]\Jov,,,lle bestimmt ha",; 9 das s -bei 
ll.rbeiten, die mit öffentlichen Mitteln durchgeführt werden, lirbeitslo.s3 zu 
beschäftigen sind, o_ie vom zuständigen lirbeitsamt zugevliesen werden, In 5'10:'_­
cher Weise il'JUrde im § 300 des Bundesgesetzes, betreffenc1 (h·e gewerbliche 
Sozialversicherung (GSVG), BGBl.Nr,107/1935, bestimmt, dass der 13undoaministor 
für so ziale Verwaltung im EinvernehElen mit den b d eiligten Bundesministern 
durch Verordnung bestimmen kann, inwiowei t boi Arbo it'Jn, di e mit ö i'fentJi ehen 
Mitteln durchgeführt werden 9 ,die vom 1l.rbc;itsamt zug,wi!iesenen l~rbGitf,losen 
beschäftigt werden müssen" Im Verfolg dieS8r Gesetz",sbesti~mung hat d5_e 
2. ]urchführungsverordnung zum GSVG. y BGBLN::::, 0 263/1935, in d8:::1 1'crtik8ln 126 bis 
133 die Beschäftigung zugewiesen8r Lrbeitsloser boi .Lr"beiten, die mit öffent-­
lichen Mitteln ausgeführt werden9 des näheren goregelt und vorgeschrieben1 

dass bei solchen .Lrbeiten in der Regel ~rbeitskräfte zu beschäftigen-sind l 

die von den Arbeitsämt ern zugewiesen vmrcl.':;:::1,. Der Mir.mstcn-"atsbeschll.lss von 
14. März 1950 beinhaltet demnach nur eine Reg(:;lung~ d:Lebereits vor 1931] 
;Ln GoI tung wa;c. 
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